Verbraucherschutz
I. „Haustürgeschäfte“


Widerrufsrecht gem. §312 I i.V.m. §355 I 1 BGB


Voraussetzungen:







§312 BGB


1.) persönliche VS


a) Widerrufender ist Verbraucher i.S.d. §13 BGB



b) Anspruchsgegner ist Unternehmer i.S.d. §14 BGB


2.) sachliche VS
a) WE des Verbrauchers auf Abschluss eines Vertrages, gerichtet auf entgeltliche Leistung

b) Vertragsabschlussumstände i.S.d. §312 I 1 Nr.1-3 BGB



• Arbeitsplatz/ Privatwohnung


→ keine teleologische Reduktion, wenn Vertrag durch nahen Angehörigen im Auftrag des Unternehmers vermittelt wurde

• Freizeitveranstaltung („Kaffeefahrt“)

• öffentliche Verkehrsmittel oder –flächen



c) kein Ausschluss des Widerrufsrechts gem. §312 III BGB

→ Ausschluss (+), wenn Bestellung des Verbrauchers im Vorfeld und ausreichend Vorbereitungszeit vor Vertragsabschluss

→ Ausschluss (-), wenn „provozierte Bestellung“ durch Unternehmer, also wesentlicher Impuls durch Unternehmer




§355 BGB


3.) Voraussetzungen des §355 BGB



→ insbesondere Fristen!



→ beachte unbefristetes Widerrufsrecht gem. §355 III 3 BGB

II. Fernabsatzverträge

Widerrufsrecht/ Rücktrittsrecht gem. §346 I i.V.m. §§312d I 1, 355 ff. BGB


Voraussetzungen:


1.) Rücktrittsrecht gem. §346 I BGB



a) §312 d I 1 BGB: 
Widerrufsrecht



b) §355 BGB:

Einzelheiten des Widerrufs (Fristen etc.)


2.) Rücktrittserklärung



Hinweis:
Übt der Verbraucher sein Rücktrittsrecht über das Widerrufsrecht aus,




so sind die aus dem Rückgewährschuldverhältnis resultierenden Ansprüche

der anderen Vertragspartei unter „Anspruch durchsetzbar“ als Einrede gem. §§320, 348 BGB zu erörtern….

Also:

I. Anspruch entstanden


→  WR/ RT des Verbrauchers

II. Anspruch nicht erloschen

III. Anspruch durchsetzbar


→ Ansprüche des Unternehmers aus §346 ff. BGB als Einrede


aus §§357 I 1 i.V.m. 320, 348 BGB

III. Verbraucherkreditgeschäfte

1. Verbraucherdarlehen, §§491 ff.

→ die o.g. Vorschriften enthalten besondere Wirksamkeitsvoraussetzungen für Darlehensverträge dieser Art; deshalb sind Probleme in diesem Zusammenhang bereits bei der Wirksamkeit der Einigung unter „Anspruch entstanden“ zu erörtern!!!

→ ins Auge gefasst werden dabei insbesondere (Grundsätze der „Preisklarheit“):



• die Einhaltung der Schriftform, 

§492 I S.1-4 BGB 

• die Angabe des effektiven Jahreszins, 
§492 I S.5 Nr.5 BGB

• das Vorliegen einer Sicherheit,

§492 I S.5 Nr.7 BGB

→ wird gegen diese Grundsätze verstoßen, hat dies unterschiedliche Rechtsfolgen:



• Nichtigkeit, 
§494 I BGB

• Heilung, 
§494 II BGB

• Modifizierung,
§494 II BGB

→ insbesondere Anpassung des Zinssatzes auf den gesetzlichen Satz
→ keine Wirksamkeitsvoraussetzung, aber einklagbarer Anspruch des Verbrauchers ist die Aushändigung einer Vertragsabschrift, §492 III; vor Aushändigung beginnt die Widerrufsfrist nicht zu laufen!
→ enthält der DV keine Angaben über die zu bestellenden Sicherheiten (§492 I 5 Nr.7), so kann der Unternehmer diese nicht verlangen, es sei denn, der Darlehensbetrag übersteigt 50.000€, §494 II 6 

→ dem Verbraucher steht über die Verweisung in §495 BGB ein Widerrufsrecht gem. §355 BGB zu (was wiederum die Anwendung der §§346 ff. BGB bedingt)

→ für die Wahrung der Widerspruchsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs; dieser ist aber eine empfangsbedürftige WE gem. §130 I 1 und bedarf somit des Zugangs beim Unternehmer;

der Verbr. trägt das Verlustrisiko der WE (z.T. wird ihm aber eine fristwahrende Wiederholungsmöglichkeit zugestanden), der Unternehmer das Verzögerungsrisiko


2. Abzahlungs- bzw. Teilzahlungsgeschäfte
→ Unternehmer und Verbraucher können einen Zahlungsaufschub i.S.d. §499 I BGB vereinbaren

→ die Wirksamkeit der Einigung hängt dann zunächst von der Ordnungsgemäßheit des Zahlungsaufschubs ab; die besonderen Voraussetzungen ergeben sich aus:



• §§502 III, 492 BGB:
Schriftform



• §502 I Nr.1-6 BGB:
Inhalt

→ ist also ein Zahlungsaufschub in Form von Ratenzahlung vereinbart, so werden die einzelnen Raten erst zu einem jeweils späteren Zeitpunkt fällig; bis dato steht dem Verbraucher die Einrede der Stundung zu  

→ kommt der Verbraucher mit mindestens zwei Raten in Zahlungsverzug, kann der Unternehmer den gesamten Betrag gem. §498 BGB fällig stellen, indem er den Darlehensvertrag (die Vereinbarung über den Zahlungsaufschub) kündigt;

ihm steht außerdem ein Rücktrittsrecht gem. §503 i.V.m. §498 BGB zu

→ Das Wahlrecht des Unternehmers (Kündigung oder Rücktritt) wird dieser so ausüben:

• Kündigung, wenn bei Verbraucher noch etwas „zu holen“ ist, also die Forderung realisierbar erscheint

• Rücktritt, wenn der Verbraucher „pleite“ ist, um wenigstens die Kaufsache zwecks Verwertung wieder zu erlangen

3. Fremdfinanzierter Kauf

→ Will der Verkäufer den Kaufbetrag nicht selbst kreditieren, kann er sich einer (Haus-)Bank bedienen, die ihm den vollen Kaufpreis zahlt und dem Kunden Zahlungsaufschub gewährt

→ Der Kunde kann Einwendungen/ Einreden aus dem zugrunde liegenden („finanzierten“) Geschäft – z.B. dem Kaufvertrag – auch gegenüber dem Darlehensgeber erheben, sog. „Einwendungsdurchgriff“, §§358 III, 359 S.1 BGB, wenn es sich um verbundene Geschäfte handelt

→ ein sog. „Rückforderungsdurchgriff
“ aus §813 I BGB existiert nach hM nur in wenigen Fällen, und zwar nur dann, wenn es sich um sittenwidriges oder angefochtenes (d.h. von Anfang an unwirksames RG) gehandelt hat, str.
4. Leasing



→ Formen des Leasing:



• Finanzierungsleasing





„Dreiecks-Beziehung“ zwischen Hersteller, Leasinggeber und Leasingnehmer;


analoge Anwendung der mietrechtlichen Vorschriften (aA: §311);




fällt unter „Finanzierungshilfen“ im BGB


• Operatingleasing

kurzfristige oder jederzeit kündbare Gebrauchsüberlassung einer Sache; Anwendung des Mietrechts

• Herstellerleasing

Identität von Leasinggeber und Hersteller; aufgrund mangelnden Dreiecks keine Einordnung bei Finanzierungshilfen; Einordnung als Mietvertrag oder Finanzierungskauf 

• Immobilienleasing

Spezialform des Finanzierungsleasings, auf lange Vertragsdauer ausgerichtet



→ Finanzierungsleasing ist die examensrelevanteste Alternative des Leasings

IV. Unbestellte Leistungen, §241a BGB

→ geht dem Verbraucher unbestellte Ware zu, so entsteht daraus kein Anspruch des Unternehmers

→ Herausgabeansprüche des Unternehmers sind nur nach Maßgabe des §241a II BGB denkbar, wenn der Verbraucher „bösgläubig“ ist

→ als Unternehmer i.S.v. §14 BGB gilt gerade derjenige, der unbestellte Ware zusendet;

die in §14 BGB enthaltene Formulierung „bei Abschluss eines RG“ ist Redaktionsversehen! 

V. Sonstige vom Verbraucherschutz berührte Verträge


1. Schuldbeitritt

Der BGH wendet die §§491 ff. BGB analog auf den Schuldbeitritt an und zwar unabhängig vom Charakter der Schuld.

2. Bürgschaft

Eine Anwendung des Verbraucherschutz aus §§491 ff. BGB für die Bürgschaft kommt nicht in Betracht, auch nicht analog. 

Die Bürgschaft ist keine Finanzierungshilfe und der Bürge wird durch das BGB ausreichend geschützt.

3. Ratenlieferungsvertrag

Gem. §505 BGB steht demjenigen Verbraucher, der einen Ratenlieferungsvertrag abschließt ein Widerrufsrecht zu.
 
� Hiermit wird die Situation bezeichnet, in der ein Verbraucher trotz eines möglichen Einwendungsdurchgriffs bereits einzelne Raten geleistet hat und diese nun zurückfordern will.


� vgl. hierzu 5a_Leasing im Ordner „Schuldrecht BT“.





